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Beklagter und Revisionsbe—
klagter

Das Bundessozialgericht‚ 9° Senat, hat am 5. März 1981

ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozial—
gerichts Düsseldorf vom 24, Januar 1980 wird zurück—

gewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Bei dem Kläger ist eine Minderung der Erwerbsfähigkeit
(BGE) um 60 vH anerkannt, und zwar wegen Narben am lin-

ken Ellenbogen mit Bewegungseinschränkung und Arthrosis

deformans des Ellenbogengelenks und Aufhebung der Unter-
armdrehbewegung, geringer Verformung des Speichenköpf—

ebene, geringer GefühleStörungen am linken Unterarm, Ver-

lustes des vierten Fingers rechts mit dazugehörigen Hit-
telhandknochen und TeilVerlustes des zweiten und dritten
Fingers rechts.

1978 beantragte der Kläger, ihm ein Schreibgerät zu stel—
len, weil es ihm nicht möglich sei, zu schreiben, wenn er
auch "tippen" könne. Mit seinem Antrag machte der Kläger

auf ein geräuschloses Schreibgerät der Firma ( , das
als Communicator bezeichnet werde, aufmerksam.

Mit Bescheid vom 50. Januar 1979 lehnte das Landesversor-

gungsamt den Antrag ab, weil nach 5 4-Abs 8 der Verord-
nung zur Durchführung des 5 11 Abs 5 und des 5 15 Bundesver-

sorgungsgesetz (BVG)-DV—eine Kleinschreibmaschine für
den Privatgébrauch nur Blinden und Ohnhändern sowie die-

sen Personen hinsichtlich der Art und der Schwere der Be-

hinderung gleichzuachtenden Berechtigten und Leistungs-

empfängern geliefert werden dürfe. Der Kläger zähle bei
seiner Situation nicht zu diesem Berechtigtenkreis.

Das Sozialgericht (SG) hat die hiergegen gerichtete Klage
abgewiesen und die Revi5ion zugelassen. Es hat au8geführtz
Der Communicator sei eine Kleinschreibmaschine, die für
eine Spezialgruppe Behinderter entwickelt worden sei. Ob
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der Kläger zu diesem Kreis gehöre, bleibe dahingestellt, ebenso,

ob er dieser Schreibmaschine zum Privatgebrauch bedürfe und db

er befugt gewesen sei, sich ohne Mitwirkung des Landesversor-

gungsamtes, aber zu Lasten des Versorgungsfiskus‚den Communi-

cator zu beschaffen. Jedenfalls sei der Kläger nicht hinsicht—

lich der Art und Schwere seiner Behinderung einem Blinden oder

Ohnhänder gleichzuachten. Hierunter seien nur solche Personen

zu verstehen, die — im Gegensatz zu der Auffassung des Klä-

gers - nicht allein hinsichtlich des Funktionsausfalles wie

Blinde oder Ohnhänder geschädigt seien. Die Unfähigkeit des
Klägers zu handschriftlichen Arbeiten erfülle für sich allein

nicht den Begriff der gleichen Schwere der Behinderung.

Der Kläger hat Revision eingelegt und eine Zustimmungserklä-

rung des Beklagten beigefügt.

Er rügt die falsche Anwendung bzw Auslegung des 5 15 Abs 1 BVG

iVm @4-Abs 8 der DV. Er ist der Auffassung, daß bei Gewährung
von Hilfsmitteln ausschließlich auf die Störung der Funktion

abgestellt werden müsse. Die in dem angefochtenen Urteil ver—
tretene Auffassung führe zu der sicherlich nicht gewollten

Konsequenz, daß zwar ein Doppelbeinamputierter eine Schreib-

maschine erhalten müsse, und zwar nur, weil seine Behinderung

der Schwere nach zu beachten sei, während andererseits ein

Schreibunfähiger eine Kleinschreibmaschine nicht erhalte. Im

übrigen stelle die Regelung in 5 4 Abs 8 der DV eine unzuläs—
sige Einengung des gesetzlichen An3pruches nach 55 9, 10, 11
und 15 BVG dar. Nach diesen Vorschriften sei Voraussetzung,

daß durch das Hilfsmittel die durch die Gesundheitsstörung be—

wirkte Beeinträchtigung der Berufs— oder Erwerbsfähigkeit be-

seitigt oder gébessert werde. Die Einengung dieses An3pruchs

nur für Blinde und Ohnhänder und diesen Gleichzuachtende sei

im Wege der DV nicht zulässig.
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Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil und den Bescheid

des Beklagten aufzubében und den Beklagten zu

verurteilen, an ihn 1.176,-— DM gegen Eigen-

tumsübertragung an dem Communicator auf das

Land Nordrhein-Westfalen zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben ihre Einwilligung zur Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung gegeben (5 124 Abs 2 Sozialge-
richtsgesetz -SGG-).

II

Die Revision des Klägers ist zulässig.

Sie hat jedoch in der Sache keinen Erfolg. Das SG hat mit

Recht die Klage abgewiesen. Dem Kläger steht ein An3pruch

auf Gewährung des Communicators nicht zu. Sein Leistungsbe-

gehren findet in den einschlägigen Vorschriften keine Grund-

lage, im besonderen nicht in 5 9 Nr 1, 5 10 Abs 1, 5 11 Abs 1
Nr 8 und 5 15 Abs 1 BVG sowie der Verordnung zur Durchführung
des 5 11 Abs 5 und des 5 15 BVG, @1 Nr 14 und 5 4 Abs 8 (BVG
idF vom 22. Juni 1976 - BGBl I S 1655 - und der Änderung

durch das 10. AnpassungSgesetz vom 10. August 1978 - BGBl I
S 1217 -, Durchführungsverordnung idF vom 25. August 1976

- BGBl I S 2422 —).

Das SG hat im einzelnen richtig ausgeführt, daß der Kläger

sein Begehren nicht auf die 55 1 und 4 der DV stützen kann.
In 5 1 Nr 14 wird zwar eine Kleinschreibmaschine zum Hilfs—
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mittel iS des % 15 Abs 1 BVG erklärt. Das SG erkennt auch in

dem Communicator, den der Kläger angeschafft hat, eine Klein—

schreibmaschine; das ist nicht zu beanstanden. Nach 5 4 Abs 8
der DV ist eine Kleinschreibmaschine nur Blinden und Ohnhän-

dern sowie diesen Personen hinsichtlich der Art und der Schwe—

re der Behinderung Gleichzuachtenden zu liefern. Zu diesem Be-

rechtigtenkreis gehört der Kläger nicht. Er ist weder blind

noch Ohnhänder. Er kann auch diesen Personen nicht gleichge-

achtet werden. Seine Behinderungen entsprechen schon nicht

der Art nach denen eines Ohnhänders. Wenn auch unterstellt

werden kann, daß der Kläger in beiden Händen die Greiffähigkeit

soweit verloren hat, daß er einen Schreibstift nicht zu führen

vermag, so ist er doch in der Lage, jede Hand noch für andere

Funktionen einzusetzen, zB wie er selbst vorträgt, zum Tippen.

Der relativ eng begrenzte Funktionsausfall an seinen Händen

ist deshalb nicht dem totalen Funktionsverlust eines Ohnhän—

ders gleichzustellen. Welche Bedeutung daneben noch einer von
der Art der Behinderung abzugrenzenden Schwere der Behinderung

zukommt, braucht nicht geklärt zu werden (vgl BSG SoZR 5100
5 11 Nr 11). Die Ansicht des Klägers, daß es im Zusammenhang
mit dem Anspruch auf ein Hilfsmittel lediglich auf den spe—
ziellen Funktionsausfall ankommen könne, erscheint einleuch-

tend, erweist sich aber nach dem positiv gesetzten Recht nicht

als selbstverständlich. In der Verordnung ist an mehreren Stel—

len die Formulierung gebraucht, daß ein Zustand hinsichtlich

der Art und der Schwere einer bestimmten Behinderung gleich-

zuerachten sei. Daneben ist dann in einer zusätzlichen Rege—

lung au3gesprochen, daß neben Art und Schwere eines Befundes

die Funktionstüchtigkeit eines Organs gestört sein müsse. So

wird zB in @ 4-Abs 4, nach welchen handgetriebene Kranken—

fahrzeuge an Querschnittsgelähmte, drei— und vierfach Ampu—
tierte usw geliefert werden kann, gesagt, daß Fahrzeuge auch

anderen Personen zu verschaffen seien, die hinsichtlich der

Art und der Schwere der Behinderung 0 d e r hinsichtlich

des Ausmaßes der Gehbehinderung gleichzuachten sind. Hieraus

ergibt sich, daß zwischen der allgemeinen Gleichstellung nach
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Art und Schwere der Behinderung und der speziellen wegen ei-

ner Gehbehinderung unterschieden wird. Für die spezielle Geh-

behinderung ist eine besondere Regelung getroffen. Sie wäre

unnötig, wenn schon in der generellen Aussage, daß nach Art

und Schwere der Behinderung eine Gleichstellung erforderlich

sei, genügen würde. Ähnliche Regelungen sind in 5 4 Abs 11
und 5 5 Abs 1 der DV zu erkennen.

Entgegen der Auffassung des Klägers ist diese Regelung der

Verordnung Rechtens. Der Verordnung3geber konnte sich hier-

für auf die gesetzliche Ermächtigung in $ 24a Buchst a und
b BVG stützen. Die Bundesregierung ist hiernach ermächtigt,

durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Art,

Umfang und besondere Voraussetzungen der orthopädischen Ver-

sorgung und der Ersatzleistungen näher zu bestimmen sowie

näher zu regeln, was als Hilfsmittel und als Zubehör iS des

5 15 Abs 1 BVGgilt. Im Zusammenhangmit 5 10 Abs 1 und
5 11 BVGsind Inhalt, Zweck und Ausmaßdieser gesetzlichen
Ermächtigung hinreichend deutlich bestimmt (Art 80 Abs 2

Satz 2 der Grundgesetzes —GG—).Freilich ist mit dieser Ge-
setzesformel ein Maßstab gesetzt, an dem die Durchführungs-

verordnung auf ihre Gültigkeit hin zu messen ist (BSG SozR
5614 5 5 Nr 1). Richtig ist auch, daß die Verordnung in 5 4
Abs 8 den Kreis der Berechtigten für das Hilfsmittel (Klein—

schreibmaschine) erheblich eingrenzt. Die Regelung der Ver—

ordnung mag also hinter denjenigen Grenzen zurückbleiben,

die durch das Gesetz selbst abgesteckt sind. Es lag aber in

der Kompetenz des Verordnung3gebers, den Personenkreis ein—V

zuengen, soweit er damit die Absicht des Gesetzes nicht ver-
fehlte. Für ein solches Verfehlen besteht kein Anhalt. Ande—

rerseits kann es nicht Sache der Rechtsauslegung sein, unmit-

telbar aus dem Gesetz eine den Wortlaut voll ausschöpfende

Inhaltsdeutung abzuleiten und diese abweichend von der Ver—
ordnung für verbindlich zu erklären. Sonst würde in das

normgeberische Ermessen des Verordnungsgebers durch das Ge-

richt unzulässig eingegriffen (BSG SozR 5610 5 5 Nr 2).
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Im übrigen besteht zu einer anderen Auslegung der Durchfüh-

rungsverordnung aus dem Sinn des BVG heraus kein Grund. In

5 24a BVGdeutet schon die Ermächtigung, daß die besonderen
Voraussetzungen der orthopädischen Versorgung durch die Rechts-

verordnung festgelegt werden können, darauf hin, daß nicht je-

des Mittel, das einen orthopädischen Zweck erfüllen könnte,

auch anzuschaffen ist. Der Umfang der Heilbehandlung ist nicht

unbegrenzt. Das wird auch in 5 11 Abs 1 Satz 5 BVGiVm 5 182
Abs 2 Reichsversicherungsordnung (BVD) erkennbar. Danach decken

sich Art und Umfang der orthopädischen Versorgung — wie der

Heilbehandlung überhaupt —, auf die ein Rechtsanspruch besteht,

soweit das BVG nichts anderes bestimmt, mit den Leistungen, zu
denen die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung ihren

Mitgliedern gegenüber verpflichtet sind. Die Leistung muß aus-
reichend und zweckmäßig sein und darf das notwendige Maß nicht

überschreiten. Für das Recht der Krankenversicherung hat das

Bundessozialgericht (BSG) mehrfach ausgesprochen, daß die Kran—

kenkassen nur zur Gewährung von solchen Hilfsmitteln verpflich—

tet sind, die den Ausgleich der körperlichen Behinderung selbst

bezwecken, also unmittelbar auf die Behinderung gerichtet sind
(BSGE 45, 155, 156 = SozR 2200 @ l82b Nr 4). Diese hiernach ge—
botene Unmittelbarkeit sei vor allem dann gegeben, wenn das

Hilfsmittel die Ausübung der beeinträchtigten Funktion - Grei-

fen, Gehen, Sitzen, Hören, Sehen usw — ermöglicht, ersetzt, er-
leichtert oder ergänzt. Kein Anspruch gegen die Krankenkasse

bestehe dagegen dann, wenn ein Hilfsmittel erforderlich ist,

um lediglich die Folgen und Auswirkungen der Behinderung in

den verschiedenen Lebensbereichen, insbesondere auf berufli-

chem, gesellschaftlichem oder privatem Gebiet, zu beseitigen

oder zu mildern, wenn also das Hilfsmittel nicht bei der Be-

hinderung selbst ansetze (Vgl BSG SozR 2200 5 l82b Nr 12). Un—
ter diesem A3pekt sind eine elektrische Schreibmaschine — BSGE

57, 158 = 8028 2200 5 187 Nr 1 — und auch eine Blindenschrift-

schreibmaschine - SozR 2200 % 182b Nr 5 - nicht als Hilfsmit—

tel angesehen worden, die von der Krankenkasse zu leisten sind.
Wenn demgegenüber die DV bestimmt, eine Kleinschreibmaschine

sei nur einem eng umschriébenen Personenkreis für den Privat-

gebrauch zu liefern, so liegt darin keine unzulässige Begren-
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zung des gesetzlichen Anspruchs auf Heilbehandlung. Davon ist

umso weniger auszugehen, als die Zweckbestimmung des Hilfs-

mittelbegriffs im Recht der Kriegsopferversorgung im allge-

meinen noch über die des Krankenversicherungsrechts hinaus-

geht.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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